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Frau Lange bringt den Antrag ein.  
 
 
Herr Schenke (Fachbereich Mobilität und technische Infrastruktur) teilt mit, dass für die Umset-
zung der Forderung des Antrags derzeit keine Kapazitäten zur Verfügung stehen und er deshalb 
nicht umsetzbar ist. Er schlägt daher vor, stattdessen Potentialstandorte für Bauman- und –nach-
pflanzungen zu prüfen. 
 
 
Frau Lange erkundigt sich, ob die geforderte Prüfung doch vorgenommen werden kann, wenn 
der Zeithorizont erweitert wird.  
 
 
Herr Rubelt bekräftigt die Aussage von Herrn Schenke. Aktuell stehen keine Kapazitäten für eine 
solche Prüfung zur Verfügung. Deswegen der von der Verwaltung unterbreitete Kompromissvor-
schlag. 
 
 
Herr Raschke bittet in die Überlegungen zum Sonnenschutz auch pflanzliche Begrünung aufzu-
nehmen. 
 
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag zur Abstimmung. 
 
Der Oberbürgermeister wird beauftragt zu prüfen, bei welchen der Potsdamer Straßenbahnwar-
tehallen und welchen der 236 Buswartehallen kein geeigneter Sonnenschutz vorhanden ist. 
 
Für die Wartehallen ohne ausreichenden Sonnschutz sind die die Möglichkeiten einer (Teil-) Be-
schattung, unter anderem die Teil-Beklebung mit Sonnenschutzfolie (mindestens auf dem Dach), 
zu prüfen. Eine Vorzugsvariante unter Angabe der Vor- und Nachteile sowie der Kosten ist dar-
zustellen. 
 
Dem Ausschuss für Klima, Umwelt und Mobilität ist bis Dezember 2021 über das Ergebnis zu 
berichten.  
 
Darüber hinaus wird der Oberbürgermeister beauftragt bei sämtlichen künftig zu errichtenden 
Wartehallen für ausreichend Sonnenschutz bei gleichzeitig größtmöglicher Sichtbarkeit Sorge zu 
tragen, unabhängig davon, ob die Wartehalle von einem Eigenbetrieb betrieben oder ausge-
schrieben werden. 
 
Abstimmungsergebnis: 



Zustimmung: 3 
Ablehnung: 3 
Stimmenthaltung: 2 

 
 
Der Ausschuss für Klima, Umwelt und Mobilität empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung, 
den Antrag abzulehnen. 
 


